
regimeausgeschaltetist. 2.Wenn dieZahl derdeutschen
Saarländerdie AnnexiondesGebietesdurch Frankreich
nicht zuläßt, so kann Frankreich wegen der großen
Anzahl der im SaargebietwohnendenFranzosenden
Fortbestandder deutschenHerrschaftnicht dulden.Am
29. März 1919 legten sie ihren neuen Entwurf vor.
Darin findet sich zum erstenmaldie Einbeziehungdes
Völkerbundes in die Saarfrage sowie ein befristetes
Regierungssystemmit nachfolgenderVolksabstimmung.
Nach diesemVorschlagsollte das Saargebietfür einen
Zeitraum von 15 Jahren — der ursprünglich auf 20
Jahre bemessenwar — unter die Gewalt des Völker¬
bundes gestellt werden. Dabei sollte Frankreich vom
Völkerbund im Wege eines Mandats die Befugnis er¬
halten, das Gebiet militärisch zu besetzen, die
Aufsicht über die Lokalverwaltung zu
führen sowie die Bürgermeister und Bei¬
geordneten zu ernennen.8) Für die Volksab¬
stimmung war ein sehr bemerkenswertesVerfahren
ausgeklügelt: Den Saarländernsollte auf Antrag die
französischeStaatsangehörigkeitverliehenwerden. So¬
bald die Mehrheit der Wahlberechtigteneines Kreises
die französischeStaatsangehörigkeiterworbenoder ein
Kreistag den Beschlußauf Vereinigungmit Frankreich
gefaßt hätte, sollte die Annexion nach Genehmigung
desVölkerbundeserfolgen.Anträge aufvorzeitigeRück¬
gliederung an Deutschlandsollten dagegennicht zu¬
lässigsein.Nach15Jahrensollte eineVolksabstimmung
nur noch insoweit stattfinden, als der Anschluß an
Frankreichnicht schonauf die genannteWeise erfolgt
wäre. Die Gruben sollten aber in jedem Falle franzö¬
sischesEigentumbleiben.9)

8) In einem bei Miller (Band VIII, Seite 153)abgedrucktenfranzösischenEntwurf, dessenDatum ungewiß ist, der aber
wohl noch vor demobenerörtertenVorschlagverfaßtwurde, ist
schlechthin die Rede von einem „Mandat, das Saargebiet zu
verwalten“ („mandat d’administrer la Sarre“); dort ist auch
die Dauer des Provisoriums noch mit 20 Jahren angegeben
und eine Abstimmung „soit en bloc, soit par communes“ vor¬
gesehen.
9) Bemerkenswertist die Inkonsequenz,daß man die Not¬

wendigkeit eines Sonderregimesmit der Behauptungbegrün¬
dete, Frankreich könne die Nutzung der Gruben nur nach
Einrichtung einer Sonderverwaltungverwirklichen, dann aber
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